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kein antifaschistischer 
Schutzwall gewesen, wie 
es die SED stets behauptet 
habe. Die Linkspartei.PDS 
nehme bis heute die Täter 
in Schutz. Ihr Ehrenvorsit-
zender Hans Modrow sehe 
die Verantwortung für 
den Mauerbau beiderseits 
der Grenze. Die PDS stel-
le die Ideologie über die 
Freiheit. Nachdem auch 
Sozialdemokraten Opfer 
der Politik der SED gewor-
den seien, müsse sich die 
SPD für ihre Bündnisse 
mit der Linkspartei schä-
men. Es sei ein Ausdruck 
der Beliebigkeit der SPD, 
dass sie unter anderem in 
Berlin gemeinsam mit der 
PDS regiere. 
Zum Abschluss der Kund-
gebung sprach der Schau-
spieler und Zeitzeuge 
Ezard Haußmann. Er be-
zeichnete die Mauer als 
Verbrechen. Der Gedenk-
tag sei zugleich Mahn- und 
Warntag. Er denke mit tie-
fem Schmerz an die Opfer 
und die Talente, die sich 
aufgrund des Mauerbaus 
nicht entfalten konnten.

Zum 45. Jahrestag des 
Mauerbaus am 13. Au-
gust haben CDU-Politi-
ker aus Berlin und Bran-
denburg der Opfer von 
Mauer und Stacheldraht 
gedacht.
Bei der CDU-Gedenk-
feier an der Glienicker 
Brücke warnten der Ber-
liner Spitzenkandidat für 
die Abgeordnetenhaus-
wahl, Friedbert Pflüger, 
und der Brandenburger 
Landesvorsitzende Jörg 
Schönbohm bei einer Ge-
denkveranstaltung an der 
Glienicker Brücke vor ei-
ner Verharmlosung der 
Gräueltaten der SED-Dik-
tatur. 
Neben den beiden Gene-
ralsekretären der Landes-
parteien, Frank Henkel 
und Sven Petke, sprach 
der Berliner Landesvor-
sitzende der CDU, Ingo 
Schmitt, vor den rund 400 
Anwesenden. Schmitt hob 
hervor: „Wir werden nicht 
aufhören, daran zu erin-
nern, wer die politische 
Verantwortung für den 
Mauerbau und die mehr 

als 1.000 Toten an der 
innerdeutschen Grenze 
trägt. Dass das Mauerge-
denken in Berlin in den 
Zuständigkeitsbereich 
eines PDS-Senators fällt, 
ist eine bittere Ironie der 
Geschichte. Die Gedenk-
kultur ist bei Flierl, der bei 
der Schleifung der Mau-
erkreuze am Checkpoint 
Charlie im vergangenen 
Jahr tatenlos zugesehen 
hat, in falschen Händen.“ 
Der Spitzenkandidat der 
CDU Berlin, Friedbert 
Pflüger, appellierte an die 
Sozialdemokraten, dass 
es längst an der Zeit sei, 
ein eindeutiges Zeichen 
der Solidarität mit den 
Leid tragenden Opfern 
der SED-Diktatur zu set-
zen und den Weg frei zu 
machen für eine Opfer-
pension, die er „Ehren-
pension“ genannt haben 
möchte. Der brandenbur-
gische CDU-Vorsitzende 
und Innenminister  des 
Landes Jörg Schönbohm 
sagte, die Erinnerung an 
die Mauer müsse wach 
gehalten werden. Sie sei 

Berliner und Brandenburger CDU gedenken 
an der Glienicker Brücke dem 13. August 1961.

Ehrenpension gefordert

Der rot-
rote Senat 
v e r s c h l e i -
ert offen-
bar aus  
w a h l -
k a m p f t a k -
t i s c h e n 

Gründen die Zukunft der 
WBM zu Lasten der Mie-
ter und Beschäftigten 
sowie des Steuerzahlers. 
Der WBM droht dadurch 
der Konkurs. 
Der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der CDU-
Fraktion, Uwe Goetze, 
zeigte sich empört: „Das 
ist verantwortungslos. 
Die Forderung der PDS 
nach einen Gesamtkon-
zept für die städtische 
Wohnungswirtschaft ist 

Uwe Goetze

Wahlkampftaktik à la Rot-Rot?

nur eine Floskel und ein 
Ablenkungsmanöver. 
Seit 2001 weist die CDU 
auf die Schieflage der 
öffentlichen Wohnungs-
baugesellschaften hin.
Die vorsätzliche Ignoranz 
hat dazu geführt, dass für 
Mieter, Steuerzahler und 
Mitarbeiter durch den 
w i l l k ü r l i -
chen Aus-
verkauf von 
Beständen 
bereits jetzt 
ein großer 
S c h a d e n 
entstanden 
ist.“ 
Weiter sag-
te Goet-
ze: „Nach 
A u s s a g e 

des SPD/PDS-Senats ist 
die Wohnungsbaugesell-
schaft Mitte nur zu ret-
ten, wenn bereits im Jahr 
2006 12.000 bis 15.000 
Wohneinheiten veräußert 
und 270 Mitarbeiter ent-
lassen werden. 
Die Weigerung der Koali-
tion, diesen Sanierungs-

plan zu realisieren, be-
deutet zwangsläufig das 
Aus für die Gesellschaft. 
Im dann unvermeidlichen 
Insolvenzverfahren wer-
den dann alle Wohnun-
gen und alle Mitarbeiter 
zur Disposition stehen.“
Goetze abschließend: 
„Der Senat muss endlich 

Stellung beziehen. Es 
passt in die Strategie des 
Ignorierens und Vertus-
chens, dass der Senat die 
Fakten zur WBM erst nach 
der Wahl offen legen will. 
Ein Abtauchen bis nach 
dem 17. September ist je-
doch ein offensichtlicher 
Wahlbetrug.“

Senat treibt WBM in den Konkurs


